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Dealignment und Nichtwahl in Deutschland

– Der  Effekt  einer  fehlenden  Parteibindung
auf  die  Nichtwahlwahrscheinlichkeit  bei  den
Arbeitern und den anderen Berufsgruppen –

Dipl.-Soz. Martin Althoff1

1. Einleitung

Die Bundesrepublik Deutschland galt lange Zeit als
das  Vorzeigeland  für  eine  hohe  Wahlbeteiligung.
Nach Ende des zweiten Weltkrieges und bis in die
Etablierung der Demokratie in den 1970er Jahren lag
die Beteiligung bei Bundestagswahlen bei knapp 90
Prozent. Seit Mitte der 1980er Jahre sind die Beteili-
gungsraten bei deutschen Bundestagswahlen rückläu-
fig. Gaben 1983 noch knapp 90 Prozent der Wahlbe-
rechtigten ihre Stimme ab, erreichte die Wahlbeteili-
gung von 2009 und 2013 mit  ca.  70 Prozent  ihren
bisherigen  Tiefpunkt  (Lamers  und  Roßteutscher
2014). Da die Stimmabgabe für die meisten Bürger
die einfachste und einzige Form der politischen Par-
tizipation  darstellt  und  die  meisten  Nichtwähler  in
der unteren sozialen Schicht zu finden sind (Schäfer
2011),  ist  ein hoher  Anteil  an Nichtwählern demo-
kratietheoretisch höchst alarmierend (Lijphart 1997).
Bis  heute  ist  sich  die  Politikwissenschaft  über  die
Gründe  des  deutlichen  Rückgangs  uneins.  Hierzu
gibt es eine Vielzahl konkurrierender Erklärungsver-
suche,  welche  verschiedene  Annahmen  über  die
Wahlenthaltung  in  der  unteren  sozialen  Bevölke-
rungsschicht treffen (Gallego 2009).

Anhänger von Mobilisierungstheorien sehen fehlende
Mobilisierungsprozesse von politischen Parteien ver-
antwortlich (Rosenstone und Hansen 1993a). Sie ver-
muten, dass gesellschaftliche Wandlungsprozesse die
traditionellen  Bindungen  zwischen  linken  Parteien
und der meist bildungsschwachen Arbeiterschicht auf-
geweicht haben.  Eine fortschreitende De-Industriali-
sierung,  der  Wandel  zur  Dienstleistungsgesellschaft
und die fortschreitende Positionierung zur politischen
Mitte (ehemals) linker Arbeiterparteien (Debus und
Müller 2013) haben zu einer zunehmenden Orientie-
rungslosigkeit und einem Dealignment dieser großen
Bevölkerungsgruppe geführt. Arzheimer (Arzheimer
2006) kann ein Dealignment bestätigen, macht aber
leider  keinerlei  Aussagen  über  den  Effekt  auf  die
(sinkende) Wahlbeteiligung in Deutschland. 

1 Der Verfasser ist  Wissenschaftlicher Mitarbeiter am Institut
für Politikwissenschaft  an der  Westfälischen Wilhelms-Uni-
versität Münster.

An diesem Punkt setzt dieser Beitrag an. Es wird ar-
gumentiert,  dass  für den Rückgang der Beteiligung
bei  Bundestagswahlen ein Rückgang der affektiven
Parteibindungen  in  der  Arbeiterschicht  verantwort-
lich ist. Sind die emotionalen Bindungen nicht mehr
oder  nur  noch  in  abgeschwächter  Form  bei  den
Wahlberechtigten  vorhanden,  tendieren  diese  zu
Nichtwahl. Für die Argumentation werden die Kon-
zepte von Parteibindung und Dealignment  erläutert
und der vermutete Effekt auf Nichtwahl skizziert. In
Kapitel drei folgt der empirische Test der Argumen-
tation anhand von Politbarometer-Umfragedaten. Es
kann  gezeigt  werden,  dass  die  Parteibindungen  im
Zeitverlauf bei den Arbeitern,  im Vergleich zu den
anderen Berufsgruppen, besonders zur Wahlverwei-
gerung tendieren. Der Artikel schließt mit einem Fa-
zit und Ideen für weitere Forschungsprojekte.

2. Theoretische Annahmen zu Nichtwahl aufgrund
fehlender Parteibindungen

Im Vergleich zu Lazarsfeld et al. (Lazarsfeld, Berelson
und Gaudet 1968) führt die Forschergruppe um Angus
Campbell (Campbell, Gurin und Miller 1954; Camp-
bell  u. a.  1960a) in Ann Arbor Michigan Wahlver-
halten nicht auf feste Umwelteinflüsse, sondern auf
politische  Einstellungen  zurück.  Das  früheste  be-
kannte Werk „The Voter Decides“ (Campbell, Gurin
und  Miller  1954)  bezieht  sich  auf  die  Präsident-
schaftswahl von 1952. 

Das Wahlverhalten dieser landesweiten repräsentati-
ven  Stichprobe  soll  durch  individuelle  (politische)
Einstellungen  erklärt  werden.  Das  Forscherteam
kann  demnach  sechs  Einstellungsdimensionen  be-
stimmen,  welche  multikausal  einen  Effekt  auf  das
Wahlverhalten haben. Die drei Größen „Verbunden-
heit  mit  einer  politischen  Partei“  (Parteibindung),
„Zufriedenheit mit den politischen Programmen“ (Issue-
orientierung) und „Zufriedenheit mit den charakterli-
chen  Eigenschaften  der  politischen  Amtsträger“
(Kandidatenorientierung)  bestimmen  sie  allerdings
als  die  zentralen  Einflussfaktoren.  Je  mehr  dieser
Faktoren  positiv  sind,  desto  wahrscheinlicher  wird
eine Person am Wahltag darauf reagieren und für die
entsprechende Partei votieren.

Campbell et al. (1954; 1960) betrachten Parteien als
soziale Großgruppen, denen man sich wie Vereinen
oder Religionsgemeinschaften zugehörig fühlen kann.
Allerdings  ist  mit  dem Konzept  der  Parteibindung
eine  psychologische  Mitgliedschaft  gemeint,  keine
formale. Im sozialpsychologischen Ansatz nimmt die
Parteibindung eine  herausragende  Stellung ein.  Sie
ist  eine langfristig stabile  Größe und wird in einer
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frühen Phase der politischen Sozialisation erworben.
Im Laufe des Lebens verfestigt sie sich und ist den
beiden  anderen  (kurzfristigen)  Faktoren  Issue-  und
Kandidatenorientierung  kausal  vorgelagert.  Daraus
folgend „färbt“ sie die Wahrnehmung der kurzfristi-
gen  Größen  zugunsten  der  nahestehenden  Partei.
Eine  Person,  die  sich  einer  Partei  besonders  nahe
fühlt,  nimmt demzufolge die politischen Positionen
zu Sachthemen und die charakterlichen Eigenschaf-
ten des Personals in einem besseren, nicht sachlich
nüchternen Licht wahr.

Welchen  Einfluss  hat  die  Parteibindung  auf  das
Wahlverhalten? Als die determinierende, kausal den
anderen  beiden  kurzfristigen  Faktoren  vorgelagerte
Größe, stimmen in den meisten Ländern die empiri-
schen  Befunde  mit  den  Annahmen  der  Michigan
Schule überein. Mit großer Wahrscheinlichkeit wird
demnach der  Identifikationspartei  auch die  Stimme
gegeben. Die Wahrscheinlichkeit steigt mit der Stär-
ke der Parteibindung.

Schon das Team um Angus Campbell (Campbell, Gu-
rin und Miller 1954; Campbell u. a. 1960a) hat kon-
statiert, dass eine tiefe Parteibindung, ganz gleich auf
welche Partei sich diese bezieht, die Wahrscheinlich-
keit des Urnengangs erhöht. Letztendlich kann festge-
halten werden: Je mehr man sich einer Partei verbun-
den fühlt,  desto dringlicher möchte man diese auch
am Wahltag mit der Stimmabgabe unterstützen. 

Zwar verbreitete sich in der Nachkriegszeit eine Art
Grundskepsis  gegenüber  Parteien  im  Allgemeinen
innerhalb  der  Bevölkerung,  doch  kann  bis  in  die
1970er Jahre hinein immer noch von einem „Golde-
nen Zeitalter“ für Parteien gesprochen werden (Arz-
heimer 2006). Die CDU/CSU, SPD und die FDP wa-
ren von 1961 bis 1983 nicht nur die einzigen Partei-
en im Bundestag,  sie konnten insgesamt auch über
99 Prozent der Wählerstimmen für sich verbuchen.
In Anbetracht der Zersplitterung des Parteiensystems
in  der  Weimarer  Republik  und der  Tatsache,  dass
das Wahlsystem der Bundesrepublik ein proportiona-
les  ist,  erscheinen  die  Zahlen  umso  erstaunlicher.
Waren in dieser Zeit die Bindungen zwischen Wäh-
lern und Parteien noch recht stabil, lockerten sie sich
im Zeitverlauf immer weiter auf. 

Zum Dealignment hat sich in der Forschungsliteratur
letztendlich  ein  Theoriestrang  herausgebildet,  wel-
cher  am prominentesten  ist  und unter  dem Begriff
der „Mobilisierung“ gefasst werden kann. Rosenstone
und Hansen (Rosenstone  und Hansen 1993a)  argu-
mentieren in ihrer Analyse, dass die Mobilisierung von
gesellschaftlichen  Großgruppen  (Lipset  und  Rokkan

1967) und insbesondere der bildungsschwachen Ar-
beiterklasse durch (linke) Arbeiterparteien und ande-
re  Organisationen  wie  Gewerkschaften  im Zeitver-
lauf drastisch abgenommen hat. Eine solche Mobili-
sierung würde demnach die „Kosten“ (Downs 1957)
für  den Wahlgang (insbesondere Informations- und
Entscheidungskosten)  verringern,  indem  Parteien
und Gewerkschaften zum Beispiel freie und einfach
zu verstehende  Informationen  (in  Form von Wahl-
empfehlungen etc.) den Wählern zur Verfügung stel-
len (Gallego 2009). Solche Informationen würden vor
allem  den  Menschen  aus  der  unteren  sozialen
Schicht  bzw.  der  Arbeiterschicht  zugutekommen.
Zwar  weisen  auch  die  beiden  Autoren  darauf  hin,
dass die Kosten für die Stimmabgabe nicht wirklich
hoch seien. Allerdings würden bei Menschen mit sehr
geringer  Ressourcenausstattung  (Verba,  Schlozman
und Brady 1995) schon sehr niedrige Hürden viel zu
hoch sein. Neben dem Bereitstellen von einfach zu
verstehenden  Informationen  basiert  die  Mobilisie-
rung durch Parteien und Gewerkschaften vor allem
auch  auf  Bildung einer  gemeinsamen Identität  und
Solidarität füreinander, was die (betreffenden) Men-
schen zur Stimmabgabe motiviert. 

Abgenommen hat die Großgruppen-Mobilisierung aus
zweierlei  Gründen:  Zum einen  sind  die  klassischen
linken  Arbeiterparteien  im  Zeitverlauf  immer  mehr
zur  politischen  Mitte  gerückt  (Debus  und  Müller
2013). Dies hat beim typischen Wählerklientel (den
Arbeitern)  zu  einer  Orientierungslosigkeit  auf  dem
Parteienmarkt  geführt.  Zum  anderen  schrumpft  der
klassische Arbeitersektor zugunsten eines Dienstleis-
tungssektors (Gattig 2006). Daraus resultiert wieder-
um ein Zersetzungsprozess der traditionellen Verbin-
dungen zwischen der Arbeiterklasse und den zugehö-
rigen politischen Vertreterparteien (Arzheimer 2006).
Gallego (Gallego 2010) und (mit osteuropäischen Da-
ten)  Northmore-Ball  (Northmore-Ball  2016)  haben
sich im Rahmen ihrer Analysen den theoretischen An-
nahmen der Großgruppen-Mobilisierung durch Partei-
en und Gewerkschaften angenommen. Insgesamt kön-
nen sie Effekte einer Mobilisierung nachweisen.2 

2 Ein weiterer Theoriestrang konzentriert sich auf eine andere
„Großgruppe“ der Nichtwähler: Den jungen Menschen. Ingle-
hart  (R.  Inglehart  1977;  R.  F.  Inglehart  2008)  und  Dalton
(1984; 2012) führen diesen Trend auf einen gesellschaftlichen
Wertewandel und eine zunehmende Individualisierung in den
entwickelten Industrienationen zurück. Typisch materielle Be-
dürfnisse wie (politische) Sicherheit, Geld und der Erhalt der
politischen Grundordnung würden durch immaterielle Werte
wie persönliche Selbstverwirklichung und Gleichstellung der
Frauen ersetzt.  Junge Menschen interessieren sich demnach
wohl noch für Politik,  partizipieren aber lieber direkter und
kritischer  auf  alternativen  Wegen.  Die  Beteiligung  durch
Wahlen wird nicht mehr als eine gefühlte demokratische Bür-
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Zusammenfassend  kann  festgehalten  werden,  dass
gesellschaftliche  Transformationsprozesse  zu  einer
zunehmenden Orientierungs- und Bindungslosigkeit
einer  gesellschaftlichen  Schicht  geführt  haben.  Die
Umorientierung zur politischen Mitte ehemals linker
Arbeiterparteien  und ein  Schrumpfen  der  Arbeiter-
klasse haben zu einem Verlust der Parteibindung in-
nerhalb  der  verbleibenden  oder  ehemaligen,  bil-
dungsschwachen  Arbeiterschicht  geführt.  Das  Feh-
len einer Parteibindung wirkt sich wiederum negativ
auf die Wahlbereitschaft  aus und der negative Ein-
fluss  verstärkt  sich  sogar  mit  der Zeit.  Somit  kann
durch das Dealignment das stetige Absinken der Be-
teiligungsraten  in  der  bildungsschwachen  Bevölke-
rungsschicht  bei  Bundestagswahlen  erklärt  werden.
Im folgenden Kapitel wird diese Vermutung anhand
von Umfragedaten empirisch getestet. 

3. Empirischer Gegenstandsbereich

3.1. Daten

In diesem Artikel wird argumentiert, dass der stetige
Beteiligungsrückgang  bei  Bundestagswahlen  primär
auf  ein  Wegbrechen  der  klassischen  Parteibindung
im bildungsfernen Elektorat zurückzuführen ist. Um
diese Annahme empirisch zu prüfen, werden Umfra-
gedaten des deutschen Politbarometers analysiert. 

Der Politbarometer startete im Januar 1977, die Va-
riable „Parteibindung“ wurde fast von Anfang an, ab
März desselben Jahres, abgefragt. Vor 1988 wurden
die  Respondenten  via  Face-To-Face-Interwiews  be-
fragt,  seit  1988 finden  die  Befragungen  telefonisch
statt. Die Methoden der repräsentativen Stichproben-
ziehung wurden ebenfalls mehrmals geändert. Die Da-
ten des Politbarometers werden im Durchschnitt alle
vier  Wochen  durch  die  Forschungsgruppe  Wahlen
e.V. erhoben. Seit 1998 werden sie in den Sommermo-
naten  regelmäßig  einmal  ausgesetzt,  in  Wahljahren
finden wiederum zusätzliche Erhebungen statt. Insge-
samt finden jährlich etwa elf bis 14 Erhebungen statt
(Arzheimer 2006). Das Gesis-Leibniz-Institut für Sozi-
alwissenschaften (GESIS) bereitet die Daten auf und
stellt sie der interessierten, wissenschaftlichen Öffent-
lichkeit  zur  Verfügung. Im Rahmen dieses  Artikels
stützt sich die Analyse auf die bisher aktuellste Jahres-
kumulation von 1977 bis 2014.

gerpflicht (Wahlnorm) betrachtet. Zahlreiche Autoren (A. Blais
und Rubenson 2013; Fieldhouse, Tranmer und Russell 2007;
Rubenson u. a. 2004) haben diese theoretischen Annahmen ge-
testet und können einen Zusammenhang nachweisen. Anders ar-
gumentiert  wiederum Franklin  (Franklin  2004),  der  keinen
Wertewandel, sondern einen kontextbedingten Generationen-
effekt für die sinkende Wahlbeteiligung verantwortlich sieht.

3.2. Analyse

Es wird vermutet,  dass  die  Identifikation mit  einer
politischen Partei im Elektorat im Zeitverlauf abge-
nommen hat und dies unter den Arbeitern besonders
deutlich ist. Darüber hinaus wird vermutet, dass die
fehlende  Parteibindung  einen  Großteil  der  abneh-
menden  Wahlbeteiligung  in  der  (bildungsschwa-
chen) Arbeiterschicht erklärt und der negative Effekt
mit der Zeit stärker wird. Um diese Annahme zu tes-
ten, wird die zeitliche Entwicklung der Variable V72
näher betrachtet. Dieser Indikator informiert über die
subjektiv empfundene Parteineigung (Parteibindung)
der befragten Personen. Es wird explizit gefragt, ob
die Befragten sich einer bestimmten politischen Par-
tei  besonders zugehörig fühlen. Eine faktische Par-
teimitgliedschaft ist in diesem Zusammenhang nicht
von Interesse. Für die weiteren Analysen wird V72
in eine binäre Variable mit den Kategorien 1 = „Ja.
Parteibindung vorhanden“ und 0 = „Nein. Parteibin-
dung nicht vorhanden“ umcodiert3.

In Abbildung 1 und Abbildung 2 werden die durch-
schnittlichen Jahreswerte der subjektiv empfundenen
Parteibindungen dargestellt. Da in diesem Artikel die
Parteibindungen der Arbeiter im Fokus stehen, wer-
den die durchschnittlichen Prozentwerte  der Partei-
gebundenen,  getrennt  nach  Berufsgruppen,  darge-
stellt.  In der ersten Abbildung ist  das Dealignment
unter den Arbeitern dargestellt. In der Zweiten sind
die  anderen  Berufssparten  zusammengefasst,  die
nicht zu den Arbeitern zugezählt werden4.

Die  Unterschiede  zwischen  den Arbeitern  und den
anderen  Berufsgruppen  sind  insgesamt  deutlich  er-
kennbar, nehmen aber im Zeitverlauf zu. Konform zu
den  theoretischen  Erwartungen  gab  es  Ende  der
1970er  Jahre  bis  zur Mitte  der  1980er  Jahre  keine
großen  Unterschiede  hinsichtlich  der  Parteibindun-
gen  zwischen  den  verschiedenen  Berufsklassen.
1980  lag  die  Quote  der  Parteigebundenen  bei  den
Arbeitern und den anderen Berufsgruppen bei knapp
80  Prozent  und  erreichte  damit  den  Höchststand5.
Danach sank der Anteil der Parteigebundenen stetig.
1989 gaben knapp ca. 70 Prozent der Befragten an,

3 Im  Rahmen  empirischer  Arbeiten  ist  das  Umcodieren  der
Rohvariablen im Datensatz üblich. Aus Gründen der besseren
Lesbarkeit werden die einzelnen Schritte hier nicht beschrie-
ben, die Do-Files mit den Stata-Codes können aber beim Au-
tor erfragt werden.   

4 Eine  weitere  Unterteilung  der  Berufsgruppen  wäre  zwar
durchaus informativ, steht aber nicht im Fokus dieser Analyse
und würde den Rahmen des Artikels sprengen. 

5 Es wird vermutet, dass der Anteil der Parteigebundenen in der
Nachkriegszeit bis in die 1960er Jahre ähnlich hoch war. Lei-
der messen die Umfragen des Politbarometers erst seit 1977.  

17doi:10.24338/mip-201715-24



Aufsätze Althoff – Dealignment und Nichtwahl in Deutschland [...] MIP 2017 23. Jhrg.

sich einer speziellen politischen Partei besonders nahe
zu fühlen. Im Jahr der Wiedervereinigung 1990 kam
es zu einem deutlichen, aber nur auf 1990 begrenzten
Anstieg der gefühlten Parteibindungen. Bei den Ar-
beitern stieg dieser auf knapp 72 Prozent, in den an-
deren Berufsgruppen ca. 76 Prozent. Pappi und Shi-
kano  (Pappi und Shikano 2015) begründen dies mit
einer  gestiegenen  Euphorie  und  Zufriedenheit  mit
den politischen Parteien in Deutschland. Ein deutli-
cher Rückgang der Parteibindungen ist, über alle Be-
rufsgruppen hinweg, nach der deutschen Wiederver-
einigung im Jahr 1990 zu erkennen. Im Jahr 1996 ga-
ben nur noch knapp 58 Prozent der Arbeiter an, einer
Partei nahe zu stehen. Das sind 14 Prozent weniger
im Vergleich zum Jahr der Einigung 1990. In den an-

deren Berufsgruppen sank zwischen 1990 und 1996
die Zahl der Parteigebundenen um knapp 10 Prozent
auf einen Wert von ca. 66 Prozent ab. 

Nach 1996 kam es in den anderen Berufsgruppen zu
einem geringen  Anstieg  der  Parteigebundenen  von
wenigen Prozentpunkten, welcher bis zum Jahr 2006
(ca.  69 Prozent)  anhielt.  Danach sank die Zahl der
Parteigebundenen wieder leicht ab und erreichte im
Jahr 2012 mit knapp 65 Prozent einen weiteren Tief-
punkt. In den Jahren 2013 und 2014 stieg die Zahl
der  Parteigebundenen  wiederum  um  vier  Prozent-
punkte auf knapp 69 Prozent an. Insgesamt lässt sich
für die Berufsgruppen außer den Arbeitern konstatie-
ren,  dass  die  Parteibindungen  nach  der  deutschen
Wiedervereinigung  zwar  abgenommen  haben,  sich

18

Abbildung 1:
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aber  letztendlich  auf  einem  relativ  gleichbleibend
hohen Niveau eingependelt haben. 

Ein völlig anderes Bild zeigt sich bei den Arbeitern.
Hier  ist  der  Negativverlauf  der  Parteibindungen
weitaus deutlicher als in den anderen Berufsgruppen.
1998 gaben nur noch knapp 56 Prozent der Arbeiter
an, einer bestimmten politischen Partei nahe zu ste-
hen. Bis zum Jahr 2006 stieg die Zahl der Parteige-
bunden  zwar  (wellenförmig)  um  wenige  Prozent-
punkte an (ca. 58 Prozent). Im Vergleich zu den an-
deren Berufsgruppen ist dieser Anstieg aber weitaus
schwächer  und bewegt sich mit einem Unterschied
von elf  Prozent  (zu den anderen Berufsgruppen im

Jahr 2006) insgesamt auf einem weitaus niedrigerem
Niveau. Nach 2006 blieb die Zahl der parteigebunde-
nen  Arbeiter  in  etwa  konstant  und  erreichte  2012
einen Wert von knapp 57 Prozent. Im Jahr 2014 ga-
ben ca. 59 Prozent der Arbeiter an, dass sie sich ei-
ner bestimmten politischen Partei nahe fühlen. Zehn
Prozent weniger als in den anderen Berufsgruppen. 

Ähnlich wie bei Arzheimer  (Arzheimer 2006) kann
konstatiert werden, dass im gesamten deutschen Elek-
torat  kein  drastisches,  aber  trotzdem ein  konstantes
Sinken der Parteibindungen im Zeitverlauf beobachtet

werden kann. Dieses Dealignment ist bei den Arbei-
tern im Vergleich besonders deutlich zu erkennnen. 

Im Rahmen dieses Artikels wird vermutet, dass das
Dealignment einen negativen Einfluss auf die Wahl-
bereitschaft  der  Arbeiter  hat.  Aufgrund  fehlender
Mobilisierungsprozesse  (Rosenstone  und  Hansen
1993a) und der daraus resultierenden Orientierungs-
losigkeit neigen parteiungebundene Arbeiter  zuneh-
mend zu Nichtwahl.  Diese  Annahme wird  im Fol-
genden getestet.  

In der folgenden Abbildung 3 werden die Anteile der
Nichtwähler ohne Parteibindungen in den verschie-
denen Berufsgruppen gegenübergestellt.

Es ist deutlich erkennbar, dass, unabhängig vom Zeit-
raum der Befragungen, Arbeiter ohne Parteibindungen
eher zu Nichtwahl neigen als angehörige anderer Be-
rufsgruppen. 1977 gaben knapp 28 Prozent der partei-
ungebundenen Arbeiter an, bei der nächsten Bundes-
tagswahl nicht wählen zu wollen. Von den Angehö-
rigen der anderen Berufsklassen waren es nur ca. 21
Prozent.  Bis  zur  deutschen  Wiedervereinigung  im
Jahr 1990 blieb dieses Muster bestehen. Auch in den
anderen Berufsklassen, bei den Arbeitern aber um ei-
niges deutlicher, tendierten die Mitglieder ohne Par-
teibindungen dazu, die Stimme bei der nächsten Wahl
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Abbildung 3:
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nicht abgeben zu wollen. 1985 lag der Anteil in den
Berufsgruppen  außer  den  Arbeitern  bei  knapp  26
Prozent  und bei  den Arbeitern  sogar bei  knapp 38
Prozent.  1990  sank  der  Anteil  der  Nichtwähler  in
den anderen Berufsgruppen auf ca.  12 Prozent  und
bei den Arbeitern auf 22 Prozent. Nach der Wieder-
vereinigung stieg der Anteil der wahlmüden Partei-
ungebundenen  in  beiden  Lagern  stetig  an,  bei  den
Arbeitern allerdings erneut am deutlichsten. Lag der
Anteil  im Jahr 2004 in den anderen Berufsgruppen
bei ca. 27 Prozent, gaben wiederum knapp 39 Pro-
zent der Arbeiter  ohne Parteibindungen an, bei  der
nächsten Wahl  auf  die  Stimmabgabe verzichten  zu
wollen. Bis zum Jahr 2011 sank der Anteil der par-
teiungebundenen  Nichtwähler  wieder  über  alle  Be-
rufsgruppen hinweg. Knapp 21 Prozent in den ande-
ren Berufsgruppen und ca.  30 Prozent der Arbeiter
gaben an, sich sowohl keiner politischen Partei nahe
zu fühlen, als auch bei der nächsten Wahl nicht wäh-
len  zu wollen.  In den Jahren  2013 und 2014 sank
abermals, über alle Berufsgruppen hinweg, der An-
teil  der  Nichtwähler  ohne Parteibindungen.  Mit  et-
was mehr als 25 Prozent ist der Anteil bei den Arbei-
tern gegenüber den anderen Berufsgruppen um mehr
als zehn Prozent erhöht (15 Prozent). Ein großer Teil
der Befragten fühlte sich nicht nur wieder einer Par-
tei  verbunden (Abbildungen 1 und 2), sondern war
auch geneigt, diese bei der nächsten Bundestagswahl
wählen zu wollen6.  

Sozialwissenschaftliche Zusammenhänge sind in den
seltensten  Fällen  monokausal  erklärbar.  Wie  schon
erläutert,  ist  die Beteiligung an politischen Wahlen
von einer Vielzahl unterschiedlicher Faktoren abhän-
gig. Um dennoch den alleinigen negativen Einfluss
fehlender Parteibindungen auf die Beteiligungswahr-
scheinlichkeit bei Wahlen sichtbar zu machen, sind ne-
ben  bivariaten  Analysen  multivariate  Verfahren  not-
wendig.  Die  binäre  abhängige  Variable  „Nichtwahl“
erfordert  ein  logistisches  Regressionsmodell  (auch
Logit-Modell  genannt).  Logistische Regressionsmo-
delle  verfolgen wie lineare  Einfachregressionen das
Ziel, eine abhängige Variable in einem möglichst ho-
hen Ausmaß (statistisch) mit meist  mehreren unab-
hängigen Variablen zu erklären.  Logit-Modelle  un-
terscheiden  sich  von linearen  Regressionsmodellen
allerdings  durch  ihre  Nichtlinearität.  Einflüsse  von
unabhängigen Größen können nicht direkt an der ab-
hängigen Größe quantifiziert werden, sondern bezie-

6 Ein Vergleich mit den Rohdaten ergab, dass die Befragten an-
gaben, sich einer„anderen“ nicht als Antwortkategorie in der
Befragung  aufgeführten  Partei  verbunden  fühlten.  Es  wird
vermutet, dass es sich bei der nicht näher kategorisierten Par-
tei um die AFD handelt.  

hen sich  auf  die  Wahrscheinlichkeit  des  Eintretens
eines Ereignisses der abhängigen Variablen. Finden
Umfragedaten bzw. Bevölkerungsstichproben für die
Berechnungen  Verwendung,  wird  versucht,  Rück-
schlüsse  auf  die  Grundgesamtheit  zu ziehen (Long
1997; Hosmer und Lemeshow 2000). Für diesen Ar-
tikel  liegt  das  Fragebogenitem  „Wahlbeteiligung“
mit den beiden Kategorien „Wahl“ und „Nichtwahl“
als abhängige Variable vor. Mit dem hier verwendeten
logistischen  Regressionsmodell  wird  demnach  ge-
schätzt, inwiefern sich die Befragten von einer fehlen-
den Parteibindung und von den weiteren unabhängi-
gen  Kontrollvariablen  in  ihrer  Entscheidung,  nicht
wählen zu gehen, beeinflussen lassen. Um sicherzu-
stellen, dass sich der Effekt einer fehlenden Partei-
bindung nicht  durch die Einflüsse  anderer,  oftmals
unbekannter Größen erklären lässt, werden die in der
Literatur  üblichen  Kontrollvariablen  in  das  Modell
mit eingeführt. Diese von den anderen unabhängigen
Variablen  im Modell  bereinigten  Einflüsse  werden
in Tabelle 1 als Logitkoeffizienten dargestellt. Eine
Interpretation über die Richtung und Signifikanz der
Koeffizienten  ist  nicht  gewinnbringend  (Best  und
Wolf 2012), demnach beschränkt sich die Interpreta-
tion darauf. 

Tabelle 1: Logit-Modelle 
(1) (2)

Nichtwahl Nichtwahl

Arbeiter 0.21***

(0.019)
0.18***

(0.025)

Parteibindung -0.98***

(0.016)
-1.01***

(0.019)

Alter -0.012***

(0.0035)
-0.012***

(0.0035)

Bildung -0.66***

(0.022)
-0.66***

(0.022)

Religiosität -0.20***

(0.0058)
-0.20***

(0.0058)

Politikinteresse -0.77***

(0.012)
-0.77***

(0.012)

Interaktion 0.080*

(0.036)

_cons 1.75***

(0.045)
1.76***

(0.045)

pseudo R2 0.129 0.129
AIC 105348.6 105345.7
N 164405 164405

Anmerkungen: Standardfehler  in Klammern;  *signifikant
auf Fünf-Prozent-Niveau (p < 0.05), **signifikant auf Ein-
Prozent-Niveau (p < 0.01), ***signifikant auf 0,1-Prozent-
Niveau (p < 0.001)  

Quelle: Kummulierter Politbarometer 2014
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Im ersten Schritt werden Parteibindung und der Ar-
beiterstatus in das Modell (Modell 1) aufgenommen.
Die beiden Indikatoren verhalten sich hinsichtlich ih-
rer Signifikanz und Richtung im Modell gemäß den
theoretischen Erwartungen.  Arbeiter  tendieren  eher
zu  Nichtwahl  als  die  anderen  Berufsgruppen.  Und
fühlen sich die Befragten, unabhängig ihrer Berufs-
gruppe,  einer  bestimmten  politischen  Partei  nahe,
dann senkt das ebenfalls  die Nichtwahlwahrschein-
lichkeit.  

Um das Argument dieses Beitrags von konkurrieren-
den  theoretischen  Annahmen  abzugrenzen  und  um
den alleinigen Einfluss von Arbeiterstatus und Par-
teibindung  auf  die  Wahlwahrscheinlichkeit  statis-
tisch abzusichern, werden im zweiten Schritt die je-
weiligen (in der Forschungsliteratur üblichen) Kon-
trollvariablen  in  das  Modell  aufgenommen.  Auch
diese  verhalten  sich  hinsichtlich  Signifikanz  und
Richtung konform zu den theoretischen Annahmen7. 

Wie  Goerres  (2007) konstatiert,  steigt  die  Wahr-
scheinlichkeit  der  Wahlbeteiligung  mit  dem  Le-
bensalter an. Der gleiche Alterseffekt kann auch im
Rahmen  dieser  Analyse  bestätigt  werden.  Schon
Campbell  et  al.  (1960b;  1954)  gingen davon aus,
dass religiöse Menschen für soziale Normen beson-
ders  empfänglich  sind  und  eher  dazu  neigen,  ihre
Stimme abzugeben, als weniger religiöse Menschen.
Diesen  Befund  kann  auch  Blais  (2000) in  seiner
Analyse  bestätigen  und  er  findet  sich  auch  in  den
Berechnungen dieses Artikels wieder. Das politische
Interesse und die (formale) Bildung haben ebenfalls
einen  negativen  Einfluss  auf  die  Nichtwahlwahr-
scheinlichkeit.  Durch  das  Kontrollieren  der  Bil-
dungsvariable wird sichergestellt, dass bei Arbeitern
nicht  der  oftmals  auch  vorhandene  niedrige  Bil-
dungsgrad als Drittvariable für den Einfluss auf die
Nichtwahl verantwortlich ist,  sondern, wie im Rah-
men dieses Artikels angenommen, die Berufsgruppe
der Arbeiter. Der Bildungseffekt wird somit im Mo-
dell rausgerechnet und der alleinige Effekt der Zuge-
hörigkeit  zur  Gruppe  der  Arbeiter  dargestellt.  Je
mehr sich die befragten Personen für Politik interes-
sieren  und  je  höher  der  fomale  Bildungsabschluss
ist,  den  sie  innehaben,  desto  unwahrscheinlicher
wird für sie,  dass  sie  die Stimme bei  der nächsten
Bundestagswahl verweigern.           

Anhand der Gütekriterien ist erkennbar, dass der An-
teil erklärter Varianz durch Aufnahme der Kontroll-

7 Eine hohe Fallzahl in der Stichprobe begünstigt bei Regressi-
onsmodellen  die  Signifikanzen  der  Koeffizienten.  Robust-
heitstest mit Sub-Samples und weitaus weniger Fallzahlen ha-
ben aber zu den gleichen Ergebnissen geführt.  

variablen ins Modell eine beachtliche Größe hat. Die
beiden für die Fragestellung zentralen Variablen Par-
teibindung und Arbeiterstatus ändern sich hinsicht-
lich  ihrer  Effektstärken nur  unwesentlich  und blei-
ben hinsichtlich ihrer Signifikanz unverändert.    

Im Fokus dieser Analyse steht die Vermutung, dass
die sinkenden Beteiligungsraten bei Bundestagswah-
len zum Teil durch ein Dealignment bei den Arbei-
tern erklärt werden kann. Es wird vermutet, dass der
Effekt  einer  fehlenden  Parteibindung bei  Arbeitern
stärker  ausfällt  als  in  den  anderen  Berufsgruppen.
Folglich wird unterstellt, dass der Einfluss der unab-
hängigen Variable Parteibindung auf die abhängige
Variable Nichtwahl mit den Kategorien der anderen
unabhängigen Variable  Arbeiter  variiert.  Um diese
Vermutung  zu  testen,  wird  Parteibindung  mit  der
Variable Arbeiter  interagiert  und in Schritt  zwei in
das Modell (Modell 2) mit aufgenommen. Der Inter-
aktionsterm ist signifikant und die Gütekriterien in-
formieren darüber, dass die Erklärungskraft des Mo-
dells  durch die Aufnahme steigt  und der  Anteil  an
erklärter  Varianz zunimmt. Die Variablen Arbeiter,
Parteibindung und die Kontrollvariablen bleiben hin-
sichtlich ihrer Richtung und Signifikanz gleich.   

Regressionsmodelle mit Interaktionstermen sind für
eine einfache Interpretation anhand der Koeffizien-
ten oftmals zu komplex. Abhilfe schaffen hier Visua-
lisierungsmöglichkeiten  von  vorhergesagten  Wahr-
scheinlichkeiten der abhängigen Variable Nichtwahl.
In Abbildung 4 ist  ein solcher „Conditional-Effect-
Plot“  (Jaccard 2001; Bauer 2010; Long und Freese
2014) der  vorhergesagten  Wahrscheinlichkeiten für
Nichtwahl dargestellt.  

Abbildung 4 bestätigt die bivariaten Ergebnisse und
verdeutlicht die Schlussfolgerungen anhand der Ko-
effizienten aus dem Regressionsmodell.

Es ist abzulesen, dass der Effekt einer fehlenden Par-
teibindung zwischen den Berufsgruppen variiert. Bei
Arbeitern  fällt  dieser  weitaus  deutlicher  als  in  den
anderen Berufsgruppen aus. In der Gruppe der ande-
ren Berufsgruppen führt  die Parteibindung zu einer
fast  sicheren  Wahlteilnahme.  Die  Wahrscheinlich-
keit der Nichtwahl ist bei diesen Personen fast Null.
Wenn die Befragten allerdings angeben, dass sie sich
keiner  politischen  Partei  verbunden  fühlen,  steigt
auch die Wahrscheinlichkeit der Nichtwahl. So liegt
die Wahrscheinlichkeit der Wahlverweigerung unter
den Parteiungebundenen in den anderen Berufsgrup-
pen bei knapp 0.16. 

Bei  den  Arbeitern  fällt  der  Effekt  weitaus  stärker
aus.  Es ist  erkennbar,  dass  Arbeiter,  die  sich einer
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Partei  zugehörig  fühlen,  mit  nur  einer  niedrigen
Wahrscheinlichkeit  von 0.09 auf ihre Stimmabgabe
verzichten. Im Vergleich zu den anderen Berufsgrup-
pen  ist  die  Wahrscheinlichkeit  demnach  etwas  er-
höht, aber ähnlich niedrig. Geben Arbeiter allerdings
an,  sich  keiner  politschen  Partei  nahe  zu  fühlen,
steigt die Wahrscheinlickkeit der Nichtwahl deutlich
an und erreicht einen Wert von über 0.2. Demzufol-
ge kann im Rahmen dieser Analyse konstatiert wer-
den,  dass  Arbeiter  bei  fehlender  Parteibindung  im
Vergleich zu den anderen Berufsgruppen besonders
anfällig für Nichtwahl sind.

4. Fazit und Schlussfolgerungen

Seit Mitte der 1980er Jahre befinden sich die Beteili-
gungsraten  bei  deutschen  Bundestagswahlen  in  ei-
nem  Sinkflug  und  die  Politikwissenschaft  ist  sich
über die Gründe uneins. Gaben bei der Bundestags-
wahl 1983 noch knapp 90 Prozent der Wahlberech-
tigten ihre Stimme ab, waren es 2013 nur noch rund
70  Prozent.  Anhänger  von  Mobilisierungstheorien
(Rosenstone und Hansen 1993b) sehen fehlende Mo-
bilisierungsstrategien  von  politischen  Parteien  in
Richtung  des  Elektorats  dafür  verantwortlich.  Sie
vermuten, dass gesellschaftliche Wandlungsprozesse
wie  die  De-Industrialisierung,  ein  Wechsel  zum
Dienstleistungssektor  sowie  die  politische  Neuaus-
richtung  ehemals  linker  Arbeiterparteien  zu  einem
Verlust  der  traditionellen  Parteien-Wähler-Verbin-
dungen und somit zu einem Verlust der (gefühlten)
Parteibindungen  (Dealignment)  bei  den  Arbeitern

geführt haben. Dieser Befund wurde in zahlreichen
Analysen bestätigt (Arzheimer 2006), der Brücken-
schlag zu Nichtwahl allerdings bisher unterlassen. 

An  diesem Punkt  hat  dieser  Beitrag  angesetzt.  Es
wurde vermutet,  dass  die  niedrige  Wahlbeteiligung
bei Bundestagswahlen seit Mitte der 1980er Jahre zu
einem großen Teil durch die fehlenden Parteibindun-
gen der Arbeiter erklärt werden können. Mit bivaria-
ten und multivariaten Analysen konnte diese Vermu-
tung  bestätigt  werden.  Es  zeigt  sich  im Vergleich
zwischen den unterschiedlichen Berufsgruppen, dass

vor allem  Arbeiter  ohne
Parteibindungen zu Nicht-
wahl neigen. 

Der Zusammenhang zwi-
schen  dem  Dealignment
in der Gruppe der Arbei-
ter  und  der  niedrigen
Wahlbeteiligung  wurde
bislang nur mit den Daten
des Politbarometers nach-
gewiesen.  Mit  weiteren
Studien  müsste  geprüft
werden,  ob  sich  dieser
Zusammenhang  auch  bei
anderen  Wahlen  oder  in
anderen  Ländern  nach-
weisen  lässt.  Darüber
hinaus  sollte  der  Zusam-
menhang  zwischen  dem
Dealignment bei den Ar-
beitern und Nichtwahl im
Rahmen  weiterer  Analy-
sen, mit umfangreicheren

Umfragedaten,  präziser  untersucht  werden.  In  der
hier  vorliegenden  Analyse  deuteten  erste  Hinweise
darauf  hin,  dass  die AfD es  schafft,  vor allem das
Wählerklientel  aus  der  Arbeiterschicht  an  sich  zu
binden.  Weiterführende  Studien  sollten  diese  Ver-
bindung näher durchleuchten.
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